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Ja zur Satire, nein zu
Beleidigungen

Zu »Einwände eines verletzten Ag-
nostikers«, 21.1., S. 13
Ich bin auch nicht Charlie Hebdo.
Die Mordattentate können durch
nichts gerechtfertigt werden. In-
sofern stimme ich dem Autor zu.
Mord ist Mord, und die Pressefrei-
heit ein uns heiliges Gut. Aber:
Pressefreiheit schließt auch Ver-
antwortungsbewusstsein ein. Es ist
ebenso verantwortungslos, Putin
vor den rauchenden Trümmern
der abgeschossenen MH-17 mit
dem hetzerischen Aufruf: »Stoppt
Putin jetzt!« zu drucken, wie auch
einen nackten Propheten als »Sa-
tire« abzubilden genauso, wie ei-
nen Propheten in einer blutgefüll-
ten Badewanne. Diese Art von
»Humor« ist nicht nur geschmack-
los (nach meinem Empfinden auch
humorlos), sondern der alleinige
Zweck scheint mir tatsächlich die
Beleidigung zu sein. Damit kann
ich mich nicht identifizieren.
Harald Kulhanek, Chorin

Was das Foto noch erzählt

Wer sich wie (Ex)»Pegida«-Chef
Lutz Bachmann auf einem Foto als
Adolf Hitler präsentiert, hat jegli-
chen Anspruch auf politische
Glaubwürdigkeit für immer verlo-
ren. Eines aber verrät dieses Foto:
wohin die politische Reise der is-
lamkritischen Bewegung »Pegida«
gehen soll – ins rechte Lager der
Rattenfänger.
Albert Alten, Wernigerode

Warum dürfen Griechen in
Deutschland nicht wählen?

Hunderttausende Griechen können
am 25. Januar nicht wählen, weil
sie es sich – wie ich – nicht leisten
können, zur Wahl nach Griechen-
land zu reisen.
Hier in Deutschland gibt es die

griechische Botschaft in Berlin und
Generalkonsulate in Frankfurt am

Main, Hamburg, Düsseldorf, Mün-
chen und Stuttgart. Für die EU
durften wir Griechen dort wählen.
Für das Parlament in Athen aber
immer noch nicht. Die Türken ha-
ben es geschafft, aus Deutschland
für Ankara zu wählen, die Grie-
chen in der EU für Athen noch
nicht. Was steckt dahinter?
Yanni Moschatos, Mörfelden

Die Verbraucher entscheiden
über Produktion

Zu »Bratwurst, Veganer und TTIP«,
19.1., S. 9
Bauern aus ganz Deutschland de-
monstrierten gegen den existenz-
bedrohlichen Preisdruck der Ag-
rarkonzerne. Da stellen sich mir
verschiedene Fragen: Welcher
Preisdruck? Wer sind die Agrar-
konzerne? Meiner Ansicht nach ist
der lebensmittelnachfragende
Verbraucher das Zünglein an der
Waage. Er entscheidet, was pro-
duziert wird.
Die Landwirte und Nutztierhal-

ter als Unternehmer richten sich
indirekt nach dem Kaufverhalten.
Kauft Bio zu fairen Preisen! Alle!
Konsequent! Dann wird es kaum
mehr unglücklich gehaltene Tiere
geben.
Michael Bobsien, Gülitz

Ich finde das selbstherrlich

Zu »Gysi verschiebt Personaldebat-
te«, 21. 1., S. 7
Bislang meinte ich, Parteitage der
LINKEN sind unser höchstes Gre-
mium und ihre Beschlüsse ver-
bindlich. Selbstherrlich meint
Gregor Gysi, die Fraktion der LIN-
KEN könnte Parteitagsbeschlüsse,
so die Doppelspitze der Fraktion,
umsetzen, muss es aber nicht.
Wilfried Schubert, Güstrow

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Berliner »Nebenaußenpolitik«
Roland Etzel zur Krise der aktuellen Ukraine-Diplomatie

Als es den folgenschweren Granateinschlag am Freitagmorgen an der Do-
nezker Bushaltestelle noch nicht gegeben hatte, war in der Nacht davor in
Berlin von Hoffnung die Rede beim Bundesaußenminister und seinen
Amtskollegen aus Frankreich, Russland und der Ukraine. Zum Beweis
dessen präsentierte Steinmeier eine Vereinbarung für einen Abzug
schwerer Waffen aus der Kampfzone. Keine Mühe zur Entschärfung des
Konflikts sollte gering geschätzt werden. Ihr Wert allerdings steht dahin.
Noch ist zu beweisen, dass Berlin mehr als eine Nebenbühne war. Das

beginnt damit, dass Steinmeiers Deeskalationsbemühungen seit Seehofers
Bemerkung, er betreibe hier »Nebenaußenpolitik«, unter dem Vorbehalt
stehen, nicht ganz ernst genommen werden zu müssen. Die Bundeskanz-
lerin schwieg zu der Attacke aus Bayern. So wie sie unkommentiert ließ,
dass ihr ukrainischer Amtskollege Jazenjuk im deutschen Fernsehen von
einer »sowjetischen Invasion in der Ukraine und in Deutschland« sprach.
Kiew wird es auch als Zustimmung für sich werten, dass die USA Russ-

lands Verhandlungsvorschlag im UN-Sicherheitsrat als »Besatzungsplan«
abtaten. Das sind gewiss keine »wahrnehmbaren Fortschritte«, die Stein-
meier sieht. Dazu passt, dass Kiews Außenminister seine in Berlin gege-
benen Zusagen zum Waffenabzug zu Hause praktisch wieder zurückzog.

Deutschland, einig Teilzeitland
Fabian Lambeck über die Realität hinter dem deutschen Jobwunder

Der deutschen Wirtschaft geht es gut. Demzufolge geht es auch den deut-
schen Arbeitnehmern gut, schließlich gibt es genug Arbeit für alle. Das zu-
mindest suggerieren die Meldungen über neue Rekorde auf dem Arbeits-
markt. Noch nie hatten so viele Menschen in der Bundesrepublik einen Ar-
beitsplatz, heißt es in offiziellen Verlautbarungen. Doch Quantität ist eben
nicht immer Qualität. Die Neuberechnung der Erwerbstätigenquote durch
das IMK-Institut belegt dies eindrucksvoll. Der Anteil an Minijobbern und
Teilzeitbeschäftigten ist höher als in vielen anderen europäischen Ländern
und wird zudem statistisch nur ungenau bzw. gar nicht erfasst.
Niemand weiß, wie viele der 3,5 Millionen Arbeitsplätze, die seit 2005 neu

hinzukamen, tatsächlich Vollzeitstellen sind. Insbesondere Frauen landen oft
in Teilzeitverhältnissen. Die meisten von ihnen würden gern länger arbeiten,
wenn es denn eine ausreichende Kinderbereuung gäbe oder genügend Voll-
zeitjobs. Da es aber für viele Arbeitgeber günstiger ist, vakante Stellen mit
Teilzeitkräften auf 450-Euro-Basis zu besetzen, finden vor allem ungelernte
oder schlecht qualifizierte Bürger selten Jobs, von denen sie tatsächlich leben
können. Das deutsche »Jobwunder« verdankt sich eben auch dem Niedrig-
lohn- und Teilzeitsektor, in dem mittlerweile jeder vierte Arbeitnehmer be-
schäftigt ist.

Asymetrische Erfahrungswerte
Wolfgang Hübner über das Geschichtsbild der Thüringer AfD

Rückwärts gewandt zu sein – das ist der Gründungsimpuls der Alternative
für Deutschland. Wagen sich die Rechtspopulisten über ihr Kernthema
»Zurück zur D-Mark« hinaus, verfestigt sich dieser Eindruck rasant. Jetzt
wollte die Thüringer AfD-Fraktion am Holocaust-Gedenktag einen Kranz
in der KZ-Gedenkstätte Buchenwald niederlegen. Für alle Opfer »des
Konzentrations- und Speziallagers«, also für jene des NS-Vernichtungsla-
gers, wie auch für die Insassen des nach dem Krieg von der sowjetischen
Besatzungsmacht betriebenen Speziallagers, darunter Naziverbrecher.
Gegen solche geschichtsklitternde Gleichsetzung hat sich die Leitung

der Gedenkstätte schon oft gewehrt. So auch diesmal: Das AfD-Ansinnen
wurde abgelehnt. Die Antwort des ansonsten gern schneidigen AfD-Frak-
tionschef Höcke mit Faible für Pegida ist so erschreckend wie vielsagend:
Man habe als Partei noch nicht am Gedenken für NS-Opfer teilgenommen
und »deshalb auch keine Erfahrungswerte«. Eine selten dämliche Ausrede.
Denn Höcke ist von Beruf Geschichtslehrer und Oberstudienrat. Was hat
jemand, der locker Faschismus und Nachkriegszeit verwischt, seinen
Schülern eigentlich beigebracht? Und welche »Erfahrungswerte« besitzt
ein Politiker, der im vorrangigen Gedenken an die Opfer des NS-Mordre-
gimes eine »gewisse Asymmetrie der Erinnerungskultur« sieht?

KOLUMNE

Hoch auf dem klapprigen Gaul
Wolfgang Storz über Selbstgerechtigkeit und bröckelnde Glaubwürdigkeit klassischer Medien

Die deutschen Massenmedien haben
Glück: Ihre schärfsten Kritiker wei-
sen ihnen mit der »Lügenpresse« den
Ausweg, um erneut der Selbstkritik
auszuweichen und stockend vor Em-
pörung Verleumdete zu sein: nein, so
nicht, wir, Diener der Demokratie,
nicht verdient .... .
In das blütenweiße Gewand des

Qualitätsjournalismus gehüllt füh-
ren die meisten Medien seit einigen
Wochen die Dresdner Demonstran-
ten als überzeugte rechtsradikale
Hetzer gegen Ausländer bezie-
hungsweise ahnungslose rechtsra-
dikale Hetzer gegen Ausländer vor.
Wenn das Politiker tun, ist das etwas
anderes – demokratische Medien
sollten, bevor sie mit Häme und
Verachtung über etwas oder jeman-
den herfallen, erst einmal vorur-
teilsfrei berichten. Gerade über
Themen und Aktivitäten, die einem
selbst nicht in den Kram passen. Die
Berichte sind jedoch – abgesehen
von den berühmten Ausnahmen –
sehr wertend verfasst, im Duktus je-
ner arroganten Herablassung von
Mittel- und Oberschichten-Journa-
listen, die sich aufgrund ihrer he-
rausragenden Intelligenz als Ideal-
besetzung für die Rolle des noten-
gebenden Oberlehrers sehen: pah,
keine Argumente, und wie die schon
reden, Gebrüll, Gestammel, alles
diffus, was wollen die überhaupt ...
Vor einigen Jahrzehnten charak-

terisierte der CSU-Politiker Franz-
Josef Strauß linke Intellektuelle als
»Ratten und Schmeißfliegen« – heute
nähern sich allen voran der SPD-
Bundesjustizminister im Verbund mit
den meisten Medien dieser Sprach-
welt. Die Krönung des Ganzen: Der
Bundesverband Deutscher Zeitungs-
verleger wandte sich mit einem offe-
nen Brief an die Öffentlichkeit, in
dem er indirekt Verbindungen zwi-
schen dem Attentat in Paris zu den

Dresdner Demonstranten zog. Die
anständigen Medien sehen im Kampf
gegen den widerlichen Rechts-Mob
ihre Pflicht zur Berichterstattung er-
füllt. Gratulation!
Was sie in der Regel nicht leisten,

was sie als Qualitätsmedien jedoch
tun müssten: neben aller Kritik fair
über diese diffusen Sorgen berich-
ten, die deutsche (nicht-religiöse)
Bürger beim Zusammenleben mit
Muslimen umtreiben; Positionen,
wie denen des Autor Samuel
Schirmbeck, langjähriger Algerien-
Berichterstatter, mehr Raum geben,
der aus Erfahrung und einer aufge-
klärten Position heraus in der »FAZ«

erläutern durfte, wie gefährlich es
sei, den Zusammenhang zwischen
Gewalt und Islam zu leugnen; auch
Raum zu öffnen für eine kritische
Berichterstattung und Debatte über
die Rolle von Religionen in einer
Demokratie.
Und: Wie ist es um die Glaubwür-

digkeit der Medien bestellt, die den
Dresdner Demonstranten Politikver-
achtung und Islamfeindlichkeit vor-
werfen? Noch vor drei Jahren pro-
moteten »Spiegel« – Titelgeschichte:
»Volksheld Sarrazin« – und »Bild«

Arm in Arm via Vorabdrucke das la-
tent islamgegnerische Buch von Thi-
lo Sarrazin und trugen damit ihr
Scherflein bei, damit aus ihm ein
Millionen-Bestseller werden konnte.
Bereits 2007 glänzte der »Spiegel«
mit dem Titel »Mekka Deutschland.
Die stille Islamisierung.«
Eine Untersuchung zeigt, wie

ausgerechnet die feine, meinungs-
prägende »Frankfurter Allgemeine
Zeitung« vor allem in ihrem Wirt-
schaftsteil ein teilweise herablassen-
des, gar verächtliches Bild von Poli-
tik pflegt.
Es gab – ein Beispiel – in den Jah-

ren 2005/06 repräsentative Unter-
suchungen, die belegten, dass große
Mehrheiten für Mindestlohn, starke
Gewerkschaften, den Abzug aus Af-
ghanistan, gegen die Rente mit 67
und für mehr soziale Gerechtigkeit
waren – Positionen und Interessen,
die von den meisten Medien in den
letzten anderthalb Jahrzehnten in
die Nische gepackt worden waren.
Das Beispiel zeigt, wir haben es mit
einem Prozess der tiefgehenden Ent-
fremdung zwischen Medien und
Teilen ihres Publikums zu tun, rechts
ebenso wie links orientiert. Das ist
viel mehr als ein aktueller Aufreger.
Wie sonst ist zu erklären, dass von
den Medien ignorierte Bücher wie
das von Udo Ulfkotte »Gekaufte
Journalisten« oder von Mathias Brö-
ckers und Paul Schreyer »Wir sind
die Guten« zu Bestsellern werden.
Das ist kein Nischen-Publikum mehr,
das sich abwendet, das sind starke
Minderheiten, die sich in eigenen
Öffentlichkeiten einrichten und ab-
schotten.
Die klassischen Medien saßen

und sitzen Kritiker und Kritik gerne
aus – auf dem stolzen Ross. Die Nase
hoch im Wind sehen sie nicht, wie es
zum klapprigen Gaul zu werden
droht.

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Burkhard Lange
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Quertreiber
Von Velten Schäfer

Nun ist er angekommen in der
Heldenstadt. In keinem Bericht
über Legida fehlte Jürgen Elsäs-
ser, der Politquertreiber aus Ber-
lin. Nachdem er seit Wochen für
alles getrommelt hatte, was auf
»Gida« endet, hatte er nun seinen
Auftritt vor dem »Volk«. Und, wie
war es denn nun, Jürgen?
Es ist, wie man nach dem

Marsch vernimmt, nicht gut ge-
laufen für den 1957 in Pforzheim
geborenen Lehrer, der einst im
»Kommunistischen Bund« war
und danach außer Holocaust-
leugnung so ziemlich alles ver-
treten hat – und zwischen dem
linksradikalen »Nie wieder
Deutschland« der frühen 1990er
und Legida auch im »nd« kurz
haltmachte. Es wurde während
seiner Rede viel gepfiffen und ge-
schimpft, ist zu erfahren. Und wer
seinen Werdegang verfolgt hat, ist
darüber kaum erstaunt.
Was Elsässer vertritt, ist näm-

lich grausig, aber nicht wirr. Sein
Projekt ist eine anti-amerikani-
sche »Querfront«, die Widerstand
gegen die kriegerische Hegemo-
nialpolitik und die Wirtschafts-
macht der USA mit einer kultu-
rellen Mobilisierung gegen das
»Amerikanische« verbindet – wo-
runter er offenbar Liberalismus,
Individualismus, Ökologie, Femi-
nismus, Gleichgeschlechtlichkeit
usw. versteht. Zum »Islamismus«
aber, der die Sachsen umtreibt,
hat er ein kompliziertes Verhält-
nis: Der ist auch ebenfalls USAund

Homo-Ehe. Sogar mit Abu Bakr
Rieger hat er sich schon getrof-
fen, der als Chef der »Islamischen
Zeitung« nicht nur für Linkslibe-
rale, sondern auch die Gidaisten
ein rotes Tuch ist.
Besonders laut war es in Leip-

zig, als Elsässer gegen Drohnen
wetterte:Dortwie anderswo in der
gidaisierten Republik ist es nichts
mit seiner Links-Rechts-Front. Das
Antiamerikanische, das mit-
schwingen mag, ist schwächer als
das kulturrassistische Ressenti-
ment; man ist einfach nur rechts
und dumpf. Und hat Angst vor
schillernden Berufsrenegaten.
Vielleicht versucht es Elsässer

bald in Erfurt. Dort will »Pegada«
gegen die »Amerikanisierung des
Abendlandes« marschieren. Viel-
leicht ja sogar mit Unterstützung
von Salafisten; es ist viel möglich
in diesen tollen Tagen.

Der Publizist Jürgen Elsässer kam bei
Legida nicht so gut an.
Foto: imago/Future Image
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